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Papierreſerven. 


In dem Aufſatz „Goldabſchreibungen““ in 
dem letzten Hefte des „Plutus“ war ich als Bei 
ſpiel davon ausgegangen, daß in einer asri 
eine Maſchine ſteht, die im Jahre . für 
100 000 / gekauft und deren Lebensdauer auf 
zehn Jahre geſchätzt worden iſt. Der Unter- 
nehmer war gewöhnt, in jedem Jahre aul dieje 
Maſchine 10000 % zurüdzuftellen. Durch 5 
inzwiſchen eingetretene Geldentwertung wird 
ſpäteſtens im Jahre 1924 der Unternehmer 
vor der Notwendigkeit ſtehen, für die Neuanſchaf⸗ 
fung einer gleichwertigen Maſchine mindeſteus 
1 Million / ausgeben zu müſſen. Bis zum 
Jahre 1920 hatte er aber insgeſamt nur 50 UUV 
Mark zurückgeſtellt. Es ergeben ſich daraus die 
folgenden Probleme: Erſtens, darf er ür die 
folgenden Jahre jährlich 100 000 % zurückſtellen, 
einen Betrag, der dem alten Goldabſchreibungs⸗ 
wert, umgerechnet in Papiermark, gleichtonmnt? 
Zweitens, dürfen dieſe Rückſtellungen in der 
Form der Abſchreibungen vorgenommen ‚oder 
müffen für fie Paſſivreſervekonten einge 
richtet werden? Und endlich drittens, it es 
erlaubt, dasjenige, was für die Jahre 1915 bis 
1920 zu wenig zurückgeſtellt worden iſt, noch nach- 
träglich zurückzuſtellen, um den Geſamtbetrag des 
Neuanſchaffungswertes ſchließlich bei Ablauf Dey 
Lebensdauer der Maſchine 1 7 0 55 k 19 8 

Ich hatte zunächſt einmal die Fraß ; 
DA £ Rückſtellung von je 100 000 Mb 
für die Jahre 1920 bis 1924 bejaht und s 
theoretiſch auch für möglich erklärt, daß ‚die 
Rückſtellung ſelbſt dann in der Form der Mbe 
ſchreibung vorgenommen werden kann, wenn 
ſchließlich der Geſamtbetrag der Abſchreibung 9 7 
die Summe hinausgeht, mit der das betree ray 
tionum zu Buch ſteht. Selbſtverſtändlich wird 
man in der Regel praktiſcherweiſe nicht ſo ver⸗ 
ahren, ſondern wird die Abſchreibung nur bis 
zur Tilgung des buchmäßigen Aktiobetrages vor 
nehmen und alles, was darüber hinausgeht, in 
ie Form einer Rückſtellung kleiden. 


Gegen die Annahme, daß Rückſtellungen in 
dem auf Papiermark umgerechneten erhöhten 
Werte überhaupt in der Form von Abſchrei⸗ 
bungen gemacht werden können, iſt, wie ich neu⸗ 
lich bereits betonte, neben anderem eingewendet 
worden, daß Abſchreibungen den bilanzmäßigen 
Ausdruck für die Herabminderung von Aktiv⸗ 
poſten darſtellen, und daß deshalb eine mit 
100 000 / eingeſetzte Maſchine, wenn fie in zehn 
Jahren ihren Geſamtwert einbüßt, nur in jedem 
Jahr um ein Zehntel abgeſchrieben werden kann, 
weil eben dann in zehn Jahren die Summe gc- 
tilgt ift. 

Vom Standpunkt dieſes Einwandes m- 
geſehen, würde, ſelbſt wenn der Reſt des Buch⸗ 
wertes für die höhere Abſchreibung noch ausreicht, 
doch niemals der Betrag von jährlich 100 000 % 
abgeſchrieben werden dürfen, ſondern es müßten 
jeweils 90 000 HM in ein Rückſtellungs⸗Paſſiv⸗ 
Konto eingeftellt werden und nur der Reſt von 
jährlich 10000 % könnte vom Aktivum her⸗ 
untergeſchrieben werden. Denn ſonſt würde das 
Verhältnis der jährlichen Abſchreibungen zuein⸗ 
ander verſchoben und bei zehnjähriger Lebens⸗ 
dauer der Maſchine in einer Reihe von Jahren 
mehr als 10 9 des Buchwertes abgeſchrieben 
werden. Für die Praxis kommt dieſes Theoreti⸗ 
ſieren gar nicht in Betracht. Denn es beſtreitet 
ja wohl niemand, daß der Einzelkaufmann und 
auch die Aktiengeſellſchaft ſoviel abſchreiben 
können, wie ihnen die Steuerbehörde geſtattet 
und daß es für die Steuer ſicher ganz gleich⸗ 
gültig iſt, ob die Rückſtellung in der Form der 
Abſchreibung oder der Einfügung in ein Rück⸗ 
ſtellungskonto erfolgt. Aber dieſer Einwand iſt 
um deswillen intereſſant, weil er als ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich von der Prämiſſe ausgeht, daß des⸗ 
halb, weil die Abſchreibung den bilanzmäßigen 
Ausdruck für die Wertverminderung der Aktiv⸗ 
poſten darſtellt, eine für 100 000 % angeſchaffte 
Maſchine, wenn ſie in zehn Jahren ihren Ge⸗ 
ſamtwert einbüßt, in jedem Jahre nur um ein 
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Zehntel ihres Buchwertes herabgeſchrieben wer 
den kann. 

Die Natur der Abſchreibung wird hier ledig- 
lich aus ihrer bilanztechniſchen Form gefolgert. 
In Wirklichkeit iſt die Abſchreibung aber 
viel mehr als ein bilanzmäßiger Ausdruck für 
Wertminderung. Sie bedeutet gleichzeitig eine 
Reſexveſtellung. Die Abſchreibung iſt nur eine 
der Formen, die man anwenden kann, um 
Reſerven zu bilden, d. h. um Kapitalien an das 
Unternehmen zu binden und nicht als Gewinn 
zur Ausſchüttung oder mindeſtens doch zur 


Uebertragung auf Gewinn- oder Privatkapital⸗ 


konto gelangen zu laſſen. Aus dieſem Doppel- 
charakter geht auch hervor, daß man jederzeit 
die Möglichkeit hat, die beim Ankauf der Ma⸗ 
ſchine getroffenen Abſchreibungsdispoſitionen zu 
ändern. Ein urſprünglich feſtgelegter Ab⸗ 
ſchätzungsplan iſt ja nicht einem Gewinnziehungs⸗ 
oder Tilgungsplan zu vergleichen, an den der 
Ausſteller von Obligationen unter allen Um- 
ſtäuden, was auch immer in der Zbwiſchenzeit 
paſſieren mag, gebunden bleibt. 

Eine Aenderung eines Abſchreibungsplanes 
iſt aus einer ganzen Reihe von Gründen mög⸗ 
lich. Zunächſt kann man ſich ja auch über die 
Lebensdauer einer Maſchine beim Einkauf 
täuſchen. Es mag in einem Gewerbe üblich ſein, 
die Lebensdauer einer Maſchine auf zehn Jahre 
feſtzuſetzen. Dieſe Einſchätzung mag ſogar generell 
durchaus das richtige treffen, gleichwohl kann 
z. B. die einzelne Maſchine aus irgendeinem 
Grunde dieſe Lebensdauer unmöglich erreichen. 
Vielleicht, weil ſich erſt hinterher herausgeſtellt 
hat, daß ſie aus unzulänglichem Material ge⸗ 
fertigt iſt oder daß ihr an ſich gutes Material 
durch die Eigenart des Standortes der ganzen 
Fabrik oder der einzelnen Maſchine ſchädlichen 
Einflüſſen von außen her ausgeſetzt iſt. In 
dieſem Falle iſt es wohl ganz ſelbſtverſtändlich, 
daß höhere Beträge zur Abſchreibung kommen 
können. Das würde ja ſelbſt derjenigen De- 
fination nicht widerſprechen, die vom obigen 
Standpunkte über die Natur der Abſchreibung 
ausgeht. Ebenſowenig widerſpricht dieſer Defini- 
tion eine Aenderung des Abſchreibungsplanes 
dann, wenn ſich herausſtellt, daß die Maſchine 
in ſtärkerem Maße als urſprünglich beabſichtigt 
war, durch Ueberbeſchäftigung abgenutzt wird. 
Denn die Berechnung der Lebensdauer einer 
Maſchine geſchieht doch immer unter der Voraus⸗ 
ſetzung normaler Abnutzung. Wird ſtatt der der 
Berechnung urſprünglich zugrundegelegten zwölf⸗ 
ſtündigen Beſchäftigung täglich die Maſchine 
hinterher 24 Stunden beſchäftigt, ſo wird ſich 
ſelbſtverſtändlich eine ſtarke Abnutzung und damit 
eine verkürzte Lebensdauer des Produktiousinſtru- 
mentes ergeben. 

Nun kommen aber in der Praxis Fälle vor, 
in denen die Abſchreibung mit der Lebensdauer 
der Maſchine gar nichts zu tun hat. Wenn man 
das Maß der Abſchreibung überhaupt nur auf 


Grund der angenommenen Lebensdauer feſtſtellen 
wollte, ſo würde das heißen, den Begriff der 
„Wertverminderung“ ganz objektiv faſſen. Der 
Wert, den eine Maſchine beſitzt, iſt aber überhaupt 
nichts objektives. Vielmehr muß man hier unter 
„Wert“ denjenigen rein ſubejktiven Wert verſtehen, 
den die Maſchine für das einzelne Unternehmen 
hat. Wenn z. B. das Unternehmen glaubt, daß 
in verhältnismäßig kurzer Zeit ſchon große neue 
Erfindungen in den von ihr verwendeten Werf- 
zeugen gemacht werden, ſo muß ſie ſich recht⸗ 
zeitig dagegen ſichern, daß ſie dann nicht mit 
ihren alten Maſchinen daſitzt und unmodern pro⸗ 
duziert, während ihre Konkurrenzunternehmen 
und namentlich inzwiſchen neugegründete Be- 
triebsſtätten mit modernen Maſchinen konkurrenz⸗ 
fähiger produzieren können. Objektiv vermindert 
ſich auch in dieſen Fällen der Wert des Aktiv⸗ 
poſtens nur um 10 9%, ſubjektiv kann er nach 
einem Jahr ſchon 100% (abgejehen von dem 
Schrottwert) für das + betreffende Unternehmen 
verloren haben. Infolgedeſſen muß es durchaus 
möglich ſein, ſofort oder im Laufe ſpäterer Ge⸗ 
ſchäftsjahre (falls die Einſicht erft ſpäter ge- 
kommen ift) höhere Abſchreibungen vorzunehmen. 

Dieſe Unterſcheidung zwiſchen objektivem und 
ſubjektiven Wert wird aber ganz unnötig, 
wenn man ſich grundſätzlich zu dem Standpunkt 
bekennt, daß die Abſchreibung an ſich gar nichts 
mit der Wertverminderung zu tun hat, ſondern 
daß fie eben lediglich eine Form ift, in der Die 
jenigen Kapitalien ans Unternehmen gebunden 
werden, die notwendig ſind, für die Erhaltung 
und Verbeſſerung der Konkurrenzfähigkeit und da— 
mit alſo auch um den Beſtand des Unternehmens 
zu ſichern. Unter dieſem Geſichtswinkel betrachtet 
iſt es auch ganz klar, daß die Abſchreibungen 
entiprechend dem ermäßigten Geldwert höher vor 
genommen werden dürfen. i 

Nun drängt ſich hier aber von ſelbſt die 
Frage auf, ob denn die Bemeſſung von 
Abſchreibungen und Rückſtellungen auf 
Maſchinenwerte wirklich nur von den 
Werten der abzuſchreibenden oder zu erſetzen⸗ 
den Objekte ausgehen dürfen. Dieſe Frage iſt 
entſchieden zu verneinen. Mindeſtens handelt es 
ſich hier um einen künſtlichen Maßſtab, den man 
eingeführt hat, weil er einfacher ift, als die natür? 
liche Berechnung, die man eigentlich vorzunehmen 
hätte. Denn in Wirklichkeit tritt ja die Abnutzung 
der Maſchinen in der Weiſe in die Erſcheinung, 
daß gewiſſermaßen Teilchen der Maſchinenkraft 
in jedes Stück produzierte Ware übergehen. In 
dem Verkaufspreis eines jeden hergeſtellten 
Stückes Ware ift ein Teil der Maſchine ent 
halten, der als Prozentſatz errechnet und vom Ex; 
lös zurückbehalten werden müßte. 

Auf dieſen Punkt der Frage, der den engen 
Zuſammenhang zwiſchen dem Abſchreibungs“ 
problem und dem Problem der Kalkulation 
zeigt, werde ich in einem nächſten Artikel zurück 
kommen. 


(Reform der Patentgebühren und der 
Patentdauer. 


Patentanwalt Georg Neumann- Berlin. 


Leitſätze 

1. Der Patentſchutz iſt eine das Offenbaren der 
Erfindungen anregende und es gleichzeitig be⸗ 
lohnende geſetzliche Rechtsform, die den induſtriellen 
Fortſchritt fördert. ) 

2. Dem Offenbaren von Erfindungen ſteht ihre 
Verheimlichung gegenüber, die aber den Fortſchritt 
inſofern lähmt, als ſie induſtrielle Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten vereiteln kann, wie vergangene 
Jahrhunderte mit ihren mannigfachen, durch Ver⸗ 
heimlichung verlorengegangenen und bis jetzt nicht 
wieder erſtandenen Erfindungen beweiſen (f. auch 
Kohler, Patentrecht 1900, S. 60). Du 

3. Da dem Beſtreben des Staats, die Erfin⸗ 
dungen ſeiner Bürger offenbart zu erhalten, 
das Recht des Erfinders, fie zu verheimlichen, gegen⸗ 
überſteht, ſo reizt der Staat durch Verheißung Au: 
Lohnes zur Offenbarung, und dieſer Lohn beiteht 
in Deutſchland im 15jährigen Patentſchutze. 

4, Dieſe von England im Jahre 1623 aus⸗ 
gegangene, jetzt allwärts gültige Lohnart beruht 
auf der Erkenntnis, daß der Erfinder ein „Lehr 
Derr der Nation“) ift. a 

5. Wie nun in kaufmänniſchen Betrieben die 
Tätigkeit des Lehrlings dieſem, aber auch dem Lehr⸗ 
herrn nützt, ſo ſoll gemäß jener Erkenntnis die 
auf dem Patente beruhende Tätigkeit ſtets Der 
Nation, aber 15 Jahre lang vornehmlich ihrem 
Lehrherrn, dem Patentinhaber, Vorteile von einer 
Größe bieten, die durch Verheimlichen der Er⸗ 
indung nicht zu erzielen ſind. 

6. So ſoll u. a. ausſchließlich der Patenta 
inhaber dazu befugt ſein, ſeine Erfindung herzu⸗ 
ſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten und 
zu gebrauchen; jeder andere ſoll dieſe Befugnis 
nur mit Genehmigung des Patentinhabers und gegen 
ein ihm zu zahlendes Entgelt haben. ö 

7. Das Offenbaren der Erfindung mit ſol⸗ 
chem dauernden Patentſchutz zu belohnen, iſt eine 
ſtaatliche Notwendigkeit auch noch inſofern, als nur 
er Patentſchutz dazu anregt, die Erfindung su 
erproben und zu entwickeln, was in patentſchuz⸗ 
zoſen Ländern regelmäßig unterbleibt, weil dort 
jedermann weiß, daß ſeine Erfindung, ſofern ſie 
rauchbar iſt, ſofort von der Konkurrenz freibeute⸗ 
risch nachgeahmt wird. TRAA 
de, 8. Solche Nachahmung herrſchte namentlich in 
der deutſchen patentſchutzloſen und „feindlichen In⸗ 
a ſtrie um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, 
Er man der freibeuteriſchen Aneignung fremder 

rfindungen huldigte unter der Angabe: 
ee 


Damme, Das deutſche Patentrecht, 1906, S. 8. 


„Die Patente ſind reif zum Fallen und eine 
faule Frucht am Baume der menſchlichen Kultur 
Die ſtrenge Durchführung des Erfindungsſchutzes 
wäre ein Todesſtoß für zahlreiche deutſche Er⸗ 
werbszweige, die ſich keinen Augenblick beſinnen, 
3. B. die amerikaniſchen Nähmaſchinenkonſtruk⸗ 
tionen ohne weiteres nachzuahmen .. .“*) 

9. Die verblendeten Verfechter ſolcher Anſich⸗ 
ten waren es aber auch, die im Jahre 1876 das 
junge Deutſche Reich in Amerika zu der ſchweren 
Niederlage auf dem induſtriellen Wettbewerbe zur 
Zeit der Weltausſtellung zu Philadelphia geführt 
haben, die begleitet war von der demütigenden Be⸗ 
legung der deutſchen Induſtrieerzeugniſſe mit der 
Schandmarke „billig und ſchlech t“). 

10. Erſt nach dieſer Niederlage erkannten die 
maßgeblichen deutſchen Induſtriekreiſe die erdrückende 
Ueberlegenheit des induſtriellen Amerikas, den. 
förderſamen Einfluß ſeines Patentgeſetzes, und daß 
Deutſchlands Niederlage von damals dem Mangel 
an wirkſamem Erfinderſchutz zuzuſchreiben iſt. 

11. Von nun an begegnete die hohe Bedeutung 
des Patentweſens keinerlei ernſthaftem Zweifel, ſo 
daß im Jahre 1877 das erſte deutſche Patentgeſetz 
erſcheinen konnte, das aus dem induſtriell leiſtungs⸗ 
un fähigen Deutſchland allmählich die einflußreiche 
Induſtriemacht der jüngſten Vergangenheit machte. 

12. Der Patentſchutz iſt daher eine ebenſo un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung für die induſtrielle 
Blüte eines Landes, wie er die dem Erfinder zu⸗ 
ſtehende ſtaatliche Belohnung für das Offenbaren 
und das Erproben neuer Erfindungen iſt. 

13. Dem Weſen der ſtaatlichen Belohnung ent⸗ 
ſpricht das monopolartige Redt des Erfinders 
auf das Herſtellen und Benutzen der Erfindung, 
aber dieſes Monopol hat nichts gemein mit den 
berüchtigten Salz⸗, Brot⸗, Bier-, Erz⸗ und dergl. 
Monopolen, die früher die Regenten zu ihrer per- 
ſönlichen Bereicherung an den Meiftbietenden ver- 
kauften, wodurch die lebensnotwendigſten Güter auf 
Volkskoſten rückſichtslos verteuert wurden. 

14. Das vom Patent ſchutz ausgehende Mto- 
nopol gilt vielmehr ſtets nur für Güter, die noch 
nirgends beſtehen, und die — im Gegenſatz zu 
Salz, Brot, Bier — das Volk zunächſt gar nicht 
kennt und nicht braucht. Dem Volk erſchließt erſt 
der Erfinder als „Lehrer der Nation“ den Ge- 
brauch dieſer zunächſt entbehrlichen Güter, und nur 
auf den Gebraucher — keinen andern — wirkt das 

* 2 mert, Die Erfindungspaten ; 
ehe Gt agen 1808, S. S0. te nach volkswirt. 

a Kohler, Patentrecht 1900, S. 26, 28. 


Patent als eine milde Art von Monopol, indem 
mittels eines Aufſchlags auf den Güterpreis die 
Bemühung des Erfinders um die Güter erzeu⸗ 
gung und um den induſtriellen Fortſchritt be⸗ 
lohnt wird. 

15. So iſt, da durch den Gebrauch paten⸗ 
tierter Güter die Induſtrie eines Volkes gehoben 
wird, der Patentſchutz eine Verſicherung gegen 
den induſtriellen Verfall genau jo, wie durch 
die Krankenverſicherung die Völker vor körper⸗ 
lichem Verfall geſchützt werden. Wie wir mit 
Rückſicht hierauf in Form von Krankenkaſſenbei⸗ 
trägen eine Abgabe zahlen, ſo zahlen wir zum 
Schutze vor induſtriellem Verfall und als Gegen⸗ 
wert für den Vorteil der Benutzung neuer Erfin⸗ 
dungen eine deren Urhebern zugute kommende Ab⸗ 
gabe. 

16. Wegen dieſer, die induſtrielle Geſund⸗ 
heit eines Volkes verbürgenden Wirkung des Patent⸗ 
ſchutzes ift ſeine Einführung trotz feines monopol⸗ 
artigen Charakters im Gegenſatz zu den Salz⸗ 
monopolen uſw. ſittlich gerechtfertigt. : 

17. Statt durch die Paten t erteilung den Er⸗ 
finder dadurch für ſeine Mühe zu belohnen, daß 
der Staat die Erfindungen käuflich erwirbt, (was 
anderwärts gefordert wurde) iſt unerfüllbar. Denn 
ein ſo handelnder Staat hätte zuvor den Wert 
jeder Erfindung feſtſtellen zu laſſen. 

18. Aber die Geſchichte der Erfindungen lehrt, 
daß dabei ſchon die kundigſten Sachverſtändigen 
verhängnisvoll geirrt haben (j. Leitſatz 38). 

19. Hierzu kommt, daß Erfinder aus dem Reiche 
der Phantaſie ſchöpfen und Entwicklungsmöglich⸗ 
keiten und Werte in Dingen ſehen, die andere Men⸗ 
ſchen nicht wahrnehmen. 

20. Jene glückliche Begabung — die Phantaſie 
— müßte jeweils auf den Staat übertragen werden, 
um ihn zu einer irrtumsfreien Bewertung aller 
neuen Erfindungen zu befähigen, was leider un⸗ 
durchführbar iſt. 

21. Außerdem aber läßt die leicht erklärliche 
Schwerfälligkeit jedes Staatsweſens die Aufnahme 
von Neuerungen nur zaudernd zu, da die Werte 
des Beſtehenden (3. B. der Dampflokomotiven) 
nicht kurzerhand durch Neuerungen (3. B. durch 
die wertvolleren elektriſcheen Lokomotiven) er⸗ 
ſetzt, die Wünſche der Erfinder des elektriſchen Bahn⸗ 
betriebs alſo kurzerhand erfüllt, diejenigen der 
Dampflokomotivenbauer vernachläſſigt werden dürfen. 

22. Somit kann es niemals Aufgabe des Staates 
ſein, alle Erfindungen gegen Entgelt zu erwerben 
und auf dieſe Weiſe die monopolartige Wirkung 
des Patentſchutzes aufzuheben, ſondern es wird wohl 
gültig bleiben, daß allein der Erfinder dazu 
befähigt iſt, die Widerſtände zu überwinden, die 
in Form von Neid, Trägheit, heimlichen oder offe⸗ 
nen Intereſſengegenſätzen die induſtrielle Verwirk⸗ 
lichung jeder neuen Erfindung erſchweren. 

23. Ebenſo darf die ſtaatliche Gegenleiſtung 
für dasjenige, was der Erfinder durch Offenbarung 
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ſeiner Erfindung dem Staate leiſtet, in nichts andrem 
wie in dem zeitlich begrenzten Patentſchutz beſtehen. 

24, Dieſes auf Leiſtung und Gegenleiſtung be⸗ 
ruhende Verhältnis der Erfinder zum Staate bez 
ſteht am reinſten in Amerika, das die offenbarungs⸗ 
luſtigen Erfinder neuer Induſtriegüter mit dem ſtets 
17 jährigen, nur 145 M. Staatsgebühr⸗ 
erfordernden Patentſchutze belohnt. 

25. Wegen der von keiner ſonſtigen Zahlung 
abhängigen, 17jährigen Patentdauer, und weil auch, 
der Unbegüterte 145 % für einen jo lange währen- 
den Schutz aufzubringen vermag, gelten in Amerika 
jetzt noch ſämtliche, feit 1904 erteilten 
600 000 Patente. 

26. Deutſchland aber berechnete unter dem Ein⸗ 
fluſſe der Patentſchutzgegner — Leitſatz 8 — für das 
deutſche Patent in 15 Jahresgeb ühren 5300 
Mark, wohl wiſſend, daß zur Zahlung ſolcher Be- 
träge zwar ein Plutokrat oder die Großinduſtrie, 
nicht aber die Klein⸗ oder Wittelinduſtrie, ein For⸗ 
ſcher oder Gelehrter imſtande iſt. 

27. Da ferner beſtimmt wurde, daß bei Nicht⸗ 
zahlung auch nur einer Jahresgebühr der Schutz 
verfällt, ſo wurden dieſe Gebührenbeſtimmungen das 
unfehlbare Mittel zur ſchnellſten Wiedervernichtung 
des Patentſchutzes, zu dem ſich die maßgeblichen 
Kreiſe überhaupt nur widerſtrebend bekannt haben. 

28. Wie vernichtend ſolche 15 Jahresgebühren 
wirken, zeigt die Tatſache, daß von allen bisher 
erteilten 325 000 deutſchen Patenten bei 225 000 Stück 
der Schutz binnen drei Jahren nach der 
Erteilung wieder erloſchen ift. 

29. Was nützt ein nur dreijähriger Patentſchuz 
den deutſchen Erfindern, wenn deren Erfindungen 
— wie es die Regel ijt — beſtenfalls erſt in 4, 5 
oder 10 Jahren Gewinn bringen? 

30. In Amerika gehören ſolche Gewinne 
dem Patentinhaber, ſelbſt wenn fie erſt nach 4, 5 
oder 13 Jahren kommen. In Deutſchland dagegen, 
wo faſt immer ſchon nach drei Jahren das Patent 
des Unbegüterten erliſcht, muß der Erfinder es 
dulden, daß die Gewinne daraus ſtatt in die eigenen, 
in fremde Taſchen fließen. 

31. In ungeſtörtem, 15 jährigen Patentbeſitze 
zu bleiben, iſt nur der induſtriellen Plutokratie 
Deutſchlands vergönnt, weil fie ſtets 5300 % zur 
Patentgebührenzahlung bereit hat. 

32. Aber die Inhaber jener 225 000 Patente 
von nur dreijähriger Dauer jind in Wirklichkeit 
faſt ebenſo ſchutzlos, wie es vor 1877 die ge” 
ſamte deutſche Erfinderwelt war, nur wurde da! 
mals jede Erfindung ſofort Freibente, was jte 
heute in der Regel erſt nach drei Jahren wird. 

33. So werden die unbegüterten Erfinder durch 
Verheißung des blendenden 15jährigen Patent⸗ 
ſchutzes zwar zum Erſinnen, Offenbaren und EM 
proben neuer Erfindungen verlockt, aber des 
Schutzes wieder beraubt, ſobald die ſchnell und 
mit Sicherheit ſich einſtellende Unfähigkeit der UN“ 
begüterten eintritt, jene dem plutokratiſchen Inter“ 


— 158 — 


hohen Patentjahresgebühren zu 


eſſe dienenden 

zahlen. 

34. Dieſer Mißſtand wird von der Großinduſtrie 
mit drei ſeltſamen Theſen verteidigt, nämlich: 
. a) Patente, die 5300 Staatsgebühren nicht aus⸗ 

halten, ſind wertlos; 

b) die Höhe der Gebühren wird dann läſtig emp- 
funden, wenn es nicht gelingt, das Patent zu 
verwerten; dann erübrigt ſich aber auch ſein 
Beſtand “); 4 

c) wertlofe Patente müſſen, da ſie den indu⸗ 
ſtriellen Fortſchritt hemmen, beſeitigt werden ). 
35. Aber der auf Patenten beruhende induſtrielle 

Fortſchritt hat nichts mit Patentgebührenzahlun⸗ 

gen zu tun, wie Amerika beweiſt, deſſen ſeit 1904 

erteilte 600000 Patente nur je 145 Ak, nicht 

5300 / koſten, und trotz ihrer ſteten 17jährigen 

Dauer der amerikaniſchen Induſtrie zu überragender 

Blüte verholfen haben. 

36. In Wirklichkeit braucht kein einziges deut⸗ 
ſches Patent frühzeitig zu erlöſchen, weil kein ein⸗ 
ziges den induſtriellen Fortſchritt hemmt, Irene 
Deutſchlands Induſtrie zu dem in Amerika ſeit 
Generationen herrſchenden guten Brauche ſich be 
kennt, dem Inhaber des fremden Patents bei deſſen 
Benutzung eine Lizenz zu zahlen. 

37. Die Gegner beſitzen jedoch in den 5300 M. 
betrugenden geſetzlichen Jahresgebühren ein ſo un- 
trügliches Mittel zur Erzielung von lizenzfreien 
Patentbenutzungen, durch das ſo zuverläſſig faſt 
alle deutſchen Patente ſchnell wieder verfallen und 
lizenzfrei werden, daß ein lizenz pflichtiges Be 
nutzungsrecht meiſtens nicht erſt erworben zu wer⸗ 
den braucht, weshalb die Gegner den 5300 . 
Gebührenſatz und damit das lizenzfreie Be⸗ 
nutzungsrecht mit allen Mitteln verteidigen. 

38. Dabei iſt ihnen wohl bekannt, daß ſelbſt 
bei unterblieben er Zahlung der Staatsgebühr, 
oder wenn die Mitwelt ein Patent für wertlos 
bält, die Erfindung doch wertvoll ſein kann, wie 
folgende Beiſpiele zeigen: ; 

a) Auer von Welsbach ließ gerade diejenige feiner 
deutſchen Patentanmeldungen im Irrtum als 
wertlos verfallen, die das Weſentliche zur 

Erzielung des Auerglühlichts beitrug. y 

b) Das Patentamt jagt in feinem Buche: „Ge⸗ 
ſchäftstätigkeit des Kaiſerlichen Patentamies , 

1902, S. 116, über die Entwicklung der V97 

namomaſchine durch Patente, „daß die gulen 

und wertvollen Gedanken, die man heute in 

den darauf bezüglichen Patenten der Klaſſe 21 d 

erkennen kann, lange Zeit unbeachtet geblieben 
und erſt viel ſpäter gewürdigt worden ſind!. 
e) Graf Zeppelin erklärte ſeinerzeit in Ueber- 
einſtimmung hiermit in der Hauptverſa mu- 
lung des Vereins Deutſcher Ingenieure: „de 


Denkſchrift des „Agga“ (Gegner des Patentſchutz⸗ 


verlängerungsgeſetzes), 1919, S. 22. i , 
„' Denkſchrift des Vereins Deutſcher Maſchinenbau⸗ 
Anſtalten 1909, S. 12. 


trübend iſt der Gedanke an die große Zahl 

von knoſpenden guten Erfindungsentwürfen, die 

wegen Mangel an Mitteln nicht zur Aus- 
führung gelangen.“ 

d) Das erſte Zeppelin⸗Patent wurde 1895 an- 
gemeldet. Erſt im Jahre 1906 beginnen erfolg- 
reiche Flugfahrten. 

e) Der Dieſel motor, feit 1892 zum Patent an- 
gemeldet, war erſt 1897 baureif. Zu ſeiner 
Einführung in den Verkehr waren weitere fünf 
Jahre nötig. 

1) Die ſchon 1881 von Deprez verkündete Durch⸗ 
führbarkeit der elektriſchen Kraftfernübertragung 
wurde von der Fachwelt verworfen und ge- 
langte erſt nach 10 Jahren durch die Fern⸗ 
übertragungsanlage Lauffen Frankfurt a. M. 
zur Anerkennung. 

g) 1877 war dem Ingenieur Adolf Mueller unter 
Nr. 196 das erſte deutſche Stufen⸗Dampf⸗ 
turbinen⸗Patent erteilt, aber erſt 1903 wurde 
mit einer darauf beruhenden Parſonsſchen. 
Dampfſchiffturbine erſtmalig ein Schiff ver⸗ 
ſehen. 

h) Die Mannesmannrohr⸗-⸗Patente erſchienen fett 
1885, führten erſt 1890 zur Gründung einer 
Aktiengeſellſchaft (35 Mill. %, und diefe konnte 
erſt 1905/06 zum erſtenmal Dividende zahlen. 
39. Dieſe Patente brachten anfangs nicht ein⸗ 

mal einen zur Deckung der amtlichen Patentkoſten 

ausreichenden Gewinn. Sie waren ſomit nach der 

Irrlehre der Anhänger ho her Gebührenſätze wert⸗ 

los und löſchreif. — Dennoch wurden ſie 

unvergänglich ſtarke Förderungsmittel des indu⸗ 
ſtriellen Fortſchritts. 

40. Vor dem Schaden, der entſteht, ſobald der 
Wert von Patenten nach den Gebührenzahlungen 
oder dem Urteil der Mitwelt bemeſſen wird, ſchützt 
nur die Einführung ſolcher Patentgebührenbeſtim⸗ 
mungen, die allen Patentinhabern einen minde⸗ 
ſtens 17jährigen Schutz verbürgen, und die das Aus⸗ 
reifen der Erfindung und die Erzielung jenes ſtaat⸗ 
lichen Lohnes ermöglichen, der dem Erfinder, dem 
„Lehrer der Nation“ für Offenbarung der Erfin- 
dung und für Forderung der Induſtrie ver⸗ 
heißen iſt (Leitſatz 3, 12). 

1. Schon im Kölner Kongreß vom Jahre 1901 
und im Düſſeldorfer Kongreß vom Jahre 1907 — 
beides Veranſtaltungen des Deutſchen Vereins 
für den Schutz des gewerblichen Eigen⸗ 
tums — erſtrebte man die Herabſetzung der Deut- 
ſchen 15jährigen Patentgebühr von 5300 % auf im 
ganzen 150 . 

42. So deutlich eine derartige Herabſetzung auch, 
zeigen würde, daß man in Deutſchland den offen⸗ 
barenden Erfinder endlich mit einem faſt koſten⸗ 
freien Patentſchutz, etwa amerikaniſchen Vorbilds, 
belohnt, und ſo erwünſcht dies auch wäre, ſo hinder⸗ 
lich ſind ſolcher Koſtenfreiheit leider unſere jetzigen 
finanzwirtſchaftlichen Verhältniſſe, unter denen das 
früher an Ueberſchüſſen reiche Patentamt zu einer 
des Zuſchuſſes bedürftigen Behörde geworden iſt. 


43. Daher kann die jetzige Forderung nicht 
mehr lauten: unbedingte Ermäßigung der Patent⸗ 
gebühren von 5300 % auf 150 M, ſondern: Erſatz 
der herrſchenden Gebührenbeſtimmung (die den 
armen Erfinder in unſozialer Weiſe ebenſo ſtark 
belaſtet wie den kapitalkräftigen Großinduſtriellen) 
durch eine Patentgebührenregelung, die im rich⸗ 
tigen Verhältnis zu dem aus dem Pa⸗ 
tente fließenden Gewinn ſteht. 

AA.. Dazu brauchte man nur feſtzuſetzen, daß 
als Patentjahresgebühr entweder ein beſtimmter, 
nach unten begrenzter Teil des Patentertrages, 
3.8. 5 oder 10 v. H., aber mindeſtens etwa 30 M, 
oder ſtatt deſſen die zurzeit üblichen feſten Jahres⸗ 
taren zu zahlen ſind. 

45. Dann darf für jedes Patent zwiſchen der 
alten und der hier angeregten Zahlweiſe gewählt 
werden, und um zu der namentlich dem Unbe- 
güterten zu gönnenden Gebührenermäßigung zu ge⸗ 
langen, iſt als einzige Bedingung nur eine Berech⸗ 
nung des dem Patente entſprungenen Gewinns be⸗ 
reitzuhalten und auf Verlangen vorzulegen. 

46. An der alten Zahlweiſe würden ſomit 
vorausſichtlich ſolche Patentinhaber feſthalten, denen 
die Höhe der Patentgebühr Nebenſache iſt, während 
mittels Gewinnanteils diejenigen Anbegüterten 
zahlen würden, die mit ihrem Patente Beträge 
in Höhe der heute gültigen Gebührenfeſtſetzungen 
noch nicht erzielt haben. 

47. Insbeſondere böte eine ſolche Gebühren- 
regelung die Möglichkeit zu amtlichen Ein⸗ 
nahmen aus den zahlloſen, unter dem gegen⸗ 
wärtigen Gebührenſyſtem frühzeitig verfallenden 
Patenten, die ebenſo verfrüht aufhören, 
eine Einnahmequelle für das Patent⸗ 
amt zu werden; denn viele Erfinder würden 
zur Aufrechterhaltung ihres Schutzes die zweite 
Jahresgebühr und jede folgende erlegen und damit 
zur Amtskoſtendeckung beitragen, wenn dies ſtatt 
mit 50 % bzw. einem Vielfachen davon mit er⸗ 
mäßigten Sätzen, etwa mit 30 M jährlich, mög⸗ 
lich wäre. 

48, Mit der unter ſolcher Ermäßigung wachſen⸗ 
den Zahl der beſtehenden Patente würde — ab- 
geſehen von der Steigerung der Amtseinnahme — 
dem wirtſchaftlich ſchwachen Erfinder die jetzt nur 
dem Begüterten gebotene Möglichkeit bleiben, mit 
verhältnismäßig geringen Mitteln die geſchützte Er⸗ 
findung ausreifen zu laſſen und daraus die wirt⸗ 
ſchaftlichen Werte zu entwickeln, an deren Erzielung 
bei der Verleihung des Patentſchutzes als Lohn für 
die Offenbarung der Erfindung und die damit be⸗ 
wieſene Förderung des induſtriellen Fortſchritts ge⸗ 
dacht war. 

49. Einen Ueberblick über die erzielbaren Mehr⸗ 
einnahmen gibt folgende, unter Benutzung der amt⸗ 
lichen Patentrollen entſtandene Berechnung: 

Von 1904 bis 1918 wurden rund 153 745 deut⸗ 
ſche Patente erteilt. Wäre es ſtatthaft geweſen, 
ſie vom zweiten Jahre an mit 30 % Windeſtgebühr 
jährlich aufrechtzuerhalten, dann hätten ſie im 


159 — 


Jahre 1918 etwa nach amerikaniſchem Vorbilde wohl 
noch ſämtlich beſtanden weil ſelbſt ein 15 Jahre er⸗ 
traglos bleibendes Patent bei ſolcher Gebühren⸗ 
ordnung ſeinen Inhaber insgeſamt erſt mit 450 M 
(wieder etwa nach amerikaniſchem Vorbilde) bez, 
leitet, die auch der unbegüterte Patentinhaber zur 
Sicherung ſeines Patentſchutzes ratenweiſe zu zahlen 
vermag. Geſchähe dies, dann hätte das Reich allein 
im Jahre 1918 für jene 153 745 Patente etwa 
4½ Millionen „ an Mindeſtgebühren eingenommen. 
Unter den herrſchenden Gebührenbeſtimmun⸗ 
gen verfielen jene 153 000 Patente aber bis 
auf etwa 50000 Stück, und daher bringen nicht 
mehr 153 000, ſondern nur noch 50000 Patente 
eine Neichs einnahme, und dieſe ift um minde- 
ſtens 3 Will. % niedriger geworden. 

50. Da ferner die Windeſtgebühr nur bei er⸗ 
tragloſen Patenten, bei einträglichen daz 
gegen erhöhte Gebühren, nämlich entweder 5 bis 
10 v. 9. des Gewinns oder die jetzt gültigen, jahr⸗ 
lich um 50 M. wachſenden Gebühren zu zahlen ſein 
würden, und da ſchließlich begründet vorauszu⸗ 
ſetzen iſt, daß aus 150 000 Patenten ſich eine 
größere Anzahl zu Gewinn bringenden ent⸗ 
wickelt als jetzt, wo wir nur 50 000 Stück 
haben, fo gehen vorausſichtlich aus jenen 150 000 
Patenten auch viel mehr hohe Staatsgebühren⸗ 
zahlungen hervor als gegenwärtig, ſo daß die 
3 Mill, M Mehreinnahme aus verhütetem früh⸗ 
zeitigen Patentverfall ſich ſchätzungsweiſe um noch 
einige Millionen erhöht. ! 

51. Gewinne aus Patenten laſſen ſich berechnen. 
Alle gegenteiligen Behauptungen werden u. a. durch 
die Tatſache widerlegt, daß Gewinnberechnungen 
ſchon jetzt für die Beantwortung der Frage nötig 
ſind, ob das Patent zu verlängern oder fallen zu 
laſſen iſt. 

52. Gewinnberechnungen werden ferner längſt 
angewendet: 

a) bei der Entlohnung von Angeſtellten dafür, 
daß ſie ihre Erfindung dem Geſchäftsherrn 
überlaſſen (f. den hierauf bezüglichen Lohn“ 
tarif des „Bundes der angeſtellten Chemiker 
und Ingenieure E. V.“, Berlin W.), ) 

b) in Patentprozeſſen, wo der Wert des Streitz 
gegenſtands in der Regel nach der Zahl der 
verkauften Gegenſtände und dem damit ver- 
knüpften Reingewinn feſtgelegt wird, 

c) bei Patentverkauf⸗ oder Lizenzverträgen, für 
die das derart berechnete oder das ſchätzungs⸗ 
weiſe feſtgeſtellte Gewinnergebnis maßgeblich 
iſt. 

53. Der berühmte Rechtsgel ehrte Kohler befit” 
wortete in ſeinem Handbuch des deutſchen Patent“ 
rechts (1900, S. 572), daß die vom Patentbenußet 
an den Patentinhaber zu entrichtende Abgabe nach 
dem Gewinne des Benutzers berechnet werde. 


Mitteilungen des Verbandes Deutſcher Patent 
anwälte 1920 ©. 120. 


54. Hiernach wäre es kaum zu verſtehen, daß, 
die Patentgeſetzgebung die ſtarre und ungerechte 
gegenwärtige Gebührenfeſtſetzung beibehalten und ſich 
der Vorteile der nach Gewinn berechneten Gebühr 
begeben wollte. 

55. Der Patentinhaber wird ſich mit der Ge⸗ 
winnberechnung befreunden, weil er ſich von ihr 
auf Wunſch dadurch befreien kann, daß er ſtatt des 
Gewinnanteils die jetzt üblichen geſtaffelten Patent- 
jahresgebühren erlegt. 

56. Aber den Kleinbürgern und den Zehn⸗ 
tauſenden des Mittelſtandes böte die nach dem 
Gewinn berechnete Patentgebührenzahlung die Be⸗ 
freiung von wirtſchaftlicher Laſt und dem ver⸗ 
bitternd wirkenden Gefühle, wehrlos Patentlöſchun⸗ 
gen über ſich ergehen laſſen zu müſſen, denen der 
Begüterte nur wegen ſeines Geldes nicht ausge 
ſetzt ijt. 

57. Gegen die neue Patentgebührenart wird an⸗ 
geführt, daß ſie zu Lug und Trug anreizt. Dem 
widerſpricht aber der gute Erfolg des auf Gewinn⸗ 
berechnung beruhenden Einkommenſteuergeſetzes, dem 
1915 in Preußen allein 779 399 Perſonen unter⸗ 
worfen waren. : 

58. Diefer gute Erfolg ift teilweiſe auf die Be⸗ 
ſtimmungen über die Strafbarkeit von Steuerhinter⸗ 
ziehungen zurückzuführen, in die ſomit auch Patent- 
gebührenhinterziehungen einzuordnen ſein würden. 

59. Nun ſind aber grundſätzlich Patentge⸗ 
bührenhinterziehungen kaum möglich bei jenen 
70% aller Patente, die bisher ihren Unertrag 
durch frühzeitigen B erfall bekundeten. 
Wird ſolcher Verfall künftig durch Dreißig⸗Mark⸗ 
Zahlungen verhütet, und beziehen ſich dieſe auf 
nicht mehr als 70% aller Patente, ſo laſſe man 
jede ſolche Zahlung bis zum Beweiſe des Gegentells 
als ordnungsgemäß und frei von Lug und Trug 
gelten in der Annahme, daß wie bisher durch den 
frühzeitigen Verfall. fo jetzt durch Dreipig Mart 
Zahlungen der Unertrag jener Patente zutage 
tritt. 

60. Daß von den Inhabern der übrigen 3000 
der Patente jemand mißbräuchlich jährlich nur den 
Mindeſtbetrag — 30 M — erlegt, obwohl nach 
Bruchteilen des Gewinnes oder nach der Staffel 
im Patentgeſetze mehr gezahlt werden müßte, ift 
wegen der Schwere der dadurch verwirkten Strafe 
kaum zu befürchten. 0 

61. Bei allen prozentualen und Mindeſtzah⸗ 
lungen (nicht bei ſtaffelmäßigen Gebührenzablungen) 
tönnte übrigens die Erklärung des Patentinhabers 
gefordert werden, daß der Patentjahresertrag nicht 
mehr betrug als das 20fache der erlegten 
Gebühren. 

62. Schon im Fahre 1913 hatte das Patentamt 
bei jeder Patenterteilung 100 . Unkoſten, erhielt 
dafür aber in 37 von je 100 Fällen nur 50 M 
erſtattet. Stets handelte es ſich dabei um Patente, 
die ſchon binnen Jahresfriſt nach der Erteilung 
verfielen, und für die dadurch die Zahlung von 
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Patentjahresgebühren gleich anfangs aufhörte unter 
Verminderung der zur Selbſtkoſtendeckung genügen- 
den Amtseinnahmen. 

63. Faſt viertauſendmal im Jahre erleidet das 
Patentamt dieſe Einnahmeverminderung im Geſamt⸗ 
betrage von etwa 200000 %, woraus jetzt unter 
der Teuerung mindeſtens 900 000 % geworden ſein 
werden. 

64. Zwar hat man daraufhin die Patentan⸗ 
melde- und Erteilungsgebühr von 50 % auf 160 % 
erhöht, jedoch nichts zur Beſeitigung des Grund- 
übels der Geldeinbuße, nämlich des frühzei⸗ 
tigen Patentverfalls unternommen. 

65. Dabei äußerte ſchon im Jahre 1905 der 
damalige Staatsſekretär des Innern, Graf v. Poſa⸗ 
dowsky⸗Wehner, daß die Herabſetzung der Gebühren 
zur Steigerung der Einnahmen des Patentamtes 
führen würde. 

66. Tatſächlich würden viele der noch erfolg- 
loſen Erfinder, träte endlich die Ermäßigung der 
Jahresgebühren ein, ihren Schutz aufrechterhalten 
und damit zur Amtskoſtendeckung beitragen. In 
demſelben Maße, wie unter ſolcher Ermäßigung 
die Zahl der beſtehenden Patente wüchſe, würde auch 
die Amtseinnahme ſteigen und damit der durch die 
Ermäßigung entſtehende Einnahmeausfall mit Ueber⸗ 
ſchuß gedeckt werden. 

67. Wie bisher nur der begüterte, ſo wäre nun 
auch der wirtſchaftlich ſchwache Patentinhaber in 
der vorteilhaften Lage, mit ſeinen verhältnismäßig 
geringen Mitteln die geſchützte Erfindung ausreifen 
zu laſſen und daraus die wirtſchaftlichen Werte 
zu entwickeln, die unter Umſtänden zu gejiherten. 
ſelbſtändigen Unternehmungen führen. 

68. Aber ſtatt zur Ermäßigung ſind wir zur 
Erhöhung der bloßen Anmelde- und Erteilungs⸗ 
gebühr von 50 st. auf 160 % geſchritten, und ſchon 
hierdurch wird jetzt in Deutſchland der Patent⸗ 
ſchutz für die Dauer nur eines Jahres teurer als 
das geſamte 17 bis 20jährige amerikaniſche Patent. 

69. Obwohl überdies vom zweiten bis zum fünf⸗ 
zehnten deutſchen Patentjahr noch je 50 bis 700 
Mark zu zahlen find, arbeitet das deutſche Patent- 
amt jetzt mit Verluſt. 

70. Der Verluſt läßt ſich außer durch Verhütung 
des frühzeitigen Patentverfalls noch durch Aug- 
dehnung des Patentſchutzes auf die in Amerika 
übliche etwa 20jährige Dauer und dadurch ver⸗ 
meiden, daß für dieſe Schutzausdehnung ange- 
meſſene Staatsgebühren gefordert werden. 

71. Nach dem Patentgeſetzentwurf von 1913 
ſollte bereits zur Schutzausdebnung die 15jährige 
Dauer nicht ſchon mit der Einreichung der 
Patentanmeldung, ſondern erſt mit deren Vers 
öffentlichung beginnen. 

72. Auch der ehemalige Vorſitzende des Deut- 
ſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen Eigen⸗ 
tums, Geh. Neg.⸗Rat Prof. Dr. Duisberg, trat 
namens dieſes Vereins für eine 20jährige Patent- 
höchſtdauer ein. 


73. Eine ſolche iſt im Geſetz zur Schutzdauer⸗ 
verlängerung vom 27. April 1920 in Rückſicht auf 
den Krieg bereits zugeſtanden. 

74. Die Verlängerung iſt aber auch in Rüd- 
ſicht darauf geboten, daß 

a) der deutſche Schutz von der Erteilung an nur 
11, 12 oder 13 Jahre dauert, da das Erteilungs⸗ 
verfahren fih oft über 2 bis 4 Jahre erſtreckt, 

b) viele Patente erſt kurz vor Schutzablauf ein⸗ 
träglich werden, wie z. B. der Dieſelmotorbau 
erſt 10 Jahre nach der Patentanmeldung jene 
Gewinne brachte, die der Erfinder als den Lohn 
für die Offenbarung ſeiner Erfindung erhofft 
hatte, 

e) die knappe deutſche Schutzdauer — ebenſo wie 
das deutſche Patentgebührenſyſtem — ein Er- 
zeugnis der Patentſchutzgegnerſchaft früherer 
Zeiten und eine verzerrte Widergabe des nach⸗ 
ahmenswerten amerikaniſchen Vorbildes iſt, 

d) in England und Amerika ſchon ſeit langem 
der Schutz die jetzt für Deutſchland erſtrebte 
Dauer hat, 

e) die Schutzverlängerung ſowohl die dem offen⸗ 
barenden Erfinder verheißene Belohnung ver» 
vollſtändigen als auch zur Befriedigung des 
gegenwärtigen Geldbedürfniſſes des Reichen 
dienen ſoll. 

75. Die geſtaffelten Gebühren für die Zeit vom 
ſechzehnten bis zwanzigſten Patentjahre könnten zu⸗ 
gunften der RNeichskaſſe etwa nach engliſchem 
Vorbilde — ein Vielfaches der fünfzehnten Jahres⸗ 
gebühr betragen, allerdings auch hier nur unter 
un eingeſchränkter Beibehaltung des Rechts zur pro= 
zentualen Gebührenzahlweiſe. 

76. Dem hier entwickelten Vorſchlage würde es 
entſprechen, daß die SS 7 und 8 des Patentgeſetzes 
in den entſprechenden Teilen etwa den folgenden 
Wortlaut erhalten: 
§ 7. Das Patent dauert 20 Jahre von der Ber- 

öffentlichung der Anmeldung an. 

8. Für jedes Patent iſt vor der Erteilung eine 

Gebühr von 80 & zu entrichten. 

Mit Ausnahme der Zuſatzpatente if außer- 
dem für das Patent mit Beginn des zweiten und 
jeden folgenden Jahres der Dauer eine Gebühr 
zu entrichten, welche das erſtemal 50 % beträgt 
und weiterhin jedes Jahr um 50 % ſteigt. 
Es iſt ſtatthaft, dieſe Gebühren durch eine 
Abgabe zu erſetzen, die fünf Hundertſtel des 
mit dem Patent erzielten Reingewinnes, aber 
mindeſtens 30 %. jährlich beträgt. 

Für die im 16. bis 20. Jahre fällige Patent⸗ 
gebühr gilt eine durch Sondergeſetz noch zu 
beſtimmende Steigerung der Gebührenſtaffel 
oder der prozentualen Gewinnabgabe. 

Benachteiligungen, die das Reich durch Zah- 
lungen nach wiſſenſchaftlich falſchen Angaben 
oder Reingewinn⸗ und Abgabenberechnungen, 
erleidet, werden wie Steuerhinterziehungen be⸗ 
handelt. 


SR 
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77. Dieſe Vorſchläge, zum Geje erhoben, wer- 
den vermutlich wie folgt wirken: 


1. Beiſpiel: Dem Patentinhaber A hat ſeine 
Erfindung noch keinen Gewinn gebracht. Er 
erwartet aber Erfolge von der Zukunft und erhält 
deshalb unter Aufſtellung einer Gewinnberechnung 
durch die jährliche Zahlung von 30 % Mindeitgebühr 
ſein Patent in Kraft, wodurch gleichzeitig der aus 
dem Patenterteilungsgeſchäft herrührende Verluſt des 
Patentamts vermindert wird. 


2. Beiſpiel: Dem Patentinhaber B bringt 
die Erfindung bereits großen Nutzen. Er zahlt als 
Patentgebühren fortſchreitend 50 % mehr als im 
Vorjahr, weil er dabei weniger als 5% des Rein- 
gewinns abgibt. Auch im zehnten Jahre haben die 
Einnahmen aus ſeiner Erfindung ſolche Höhe, daß 
er lieber die ſtaffelmäßigen 450 % Zahlt, als 5% 
des Gewinnes. Im elften Jahre vermindert ſich 
jedoch das Gewinnergebnis, und die Gebühr würde 
nach der geſetzlichen Staffel 500 %, nach Prozenten 
des Neingewinnes nur 100 % betragen. Deshalb 
erlegt B für das elfte Jahr nur 100 %, ohne da= 
durch den Fortbeſtand ſeines) Patentes zu gefährden, 
und im nächſten Jahre, woj wie hier beiſpielsweiſe 
angenommen wird, die Erfindung völlig ertraglos 
geworden ift, zahlt er nur die Windeſtgebühr — 
30 M. — zur Aufrechterhaltung ſeines Patentes, 
und um für den Fall gedeckt zu ſein, daß für die 
Erfindung vor Ablauf der geſetzlichen Schutzlängſt⸗ 
dauer wieder eine ertragreiche Zeit anbricht. 


3. Beiſpiel: Der Patentinhaber C zahlt jähr⸗ 
lich nur 30 A. Mindeſtgebühr, obwohl — da der 
Erfindungsgegenſtand in regem Geſchäftsverkehr ſteht 

die Zahlnug höherer Beträge erwartet werden 
mußte. Das Patentamt übergibt daher den Fall der 
Steuerbehörde zur Aufklärung. Dieſe ſtellt feſt, daß € 
aus ſeiner Erfindung Einkünfte erzielt, die ihn zu 
300 % prozentual berechneter oder zu 200 % Staffel⸗ 
gebühr verpflichten. Somit kommen die Beſtim⸗ 
mungen über Steuerhinterziehung zur Anwendung. 


A. Beiſpiel: Der Patentinhaber D, der ſich ſeit 
Jahren um die Einführung ſeiner Erfindung in 
den Verkehr vergeblich bemüht hat, da die erforder- 
lichen Nohſtoffe zu erſchwingbarem Preiſe nicht zu 
beſchaffen waren, iſt erſt im zehnten Jahre der 
Patentdauer erfolgreich. Aus feinem Patente be- 
zog die Reichskaſſe bis jetzt (außer 160 “ 
Anmelde- und Erteilungsgebühr) neun Mindeſt⸗ 
gebühren zu 30 % i. g. alfo 430 M, die 
zunächſt und vielleicht mit Ueberſchuß den 
Verluſt des Reiches aus dem Patenterteilungs⸗ 
geſchäft decken. Ueberdies hat die Reichsfafje von 
nun an die von D's Gewinnen fälligen prozentualen 
oder die geſtaffelten Gebühren zu erwarten, wäh⸗ 
rend unter Herrſchaft der gegenwärtigen Bejtin- 
mungen längſt der Patentverfall eingetreten wäre 
mit ſeinen für alle Beteiligten ſchädlichen Folgen. 


5. Beiſpiel: Ausländiſchen Patentinhabern, 
die Gebühren hinterziehen, iſt auf die im Beiſpiel 
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3 gegebene Weiſe mit Hilfe des § 12 des Patent⸗ 
geſetzes beizukommen, der einen Gerichtsſtand ge⸗ 
ſchaffen hat, in dem mit Sicherheit alle vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche gegen einen auswärtigen Pa⸗ 
tentinhaber verfolgt werden können. 

78. Die wahlweiſe Zahlung von Staatsge⸗ 
bühren entweder nach Gewinnberechnung oder nach 
Staffel iſt jetzt auch anderwärts, 3. B. durch das 
Umſatzſteuergeſetz vom 24. Dezember 1919 bereits 
eingeführt. 

79. Dem Patentinhaber jahraus, jahrein die 
Wahl der ihm genehmen Zahlweiſe zu belaſſen, 
ijt nötig, um eine Verteuerung des Patentſchutzes 
zu verhüten, die einträte, wenn für immer die ein⸗ 
mal erwählte Zahlweiſe (Staffel oder Gewinnbe⸗ 
rechnung) gelten würde. Gebunden an die fünfpro⸗ 
zentige Abgabe, könnte z. B. eine 11. Jahresge⸗ 
bühr fick auf 5000 % belaufen unter unbilliger 
Verteuerung des Patentſchutzes, gebunden an die 
Staffel, könnte die 11. Jahresgebühr 500 M be- 
tragen und den Inhaber des Patents, wenn es er- 
tragslos ift oder wird, zu deſſen verfrühter Preis- 
gabe zwingen. 

80. Anweſentlich bleibt es, ob man rohe oder 
ins einzelne gehende Gewinnberechnungen anſtellt. 
Iſt durch rohe Berechnung ein Gewinn von 20 000 
Mark und durch Feinberechnung ein ſolcher von 
17 000 % oder 25 000 M. ermittelt, jo erlegt man 
trotzdem die Gebühr für das dritte Patentjahr gemäß 
beute gültiger Staffelung mit 100 %, denn mit 


5% des Reingewinns würde man : 850—1250 M 
an das Amt zahlen. 


81. Anweſentlich ift ferner, ob an dem Er⸗ 
findungsgegenſtande ſtatt eines Patentrechtes 
mehrere davon, z. B. 6 haften. Solange z. B. 
die Summe der im dritten Jahre für jene 
Patente fälligen ſechs Gebühren (gleich 600 % 
weniger als fünf Prozent des Reingewinns 
beträgt, zahlt man ſechs mal je 100 m. For⸗ 
dert dagegen das 11. Patentjahr 6 Patentgebühren 
zu je 500 % gleich 3000 %, und fehlt es an ent- 
ſprechendem Ertrage, ſo geht man zur Gebühren- 
zahlung nach Gewinn über, indem man 50% vom 
Reingewinn auf die 6 Patente Verteilt. 

82. Der Gewinnanteil, der bei koſtſpieligen Ma⸗ 
ſchinen auf einen patentierten Nebenteil, 3. B. die 
Schraubenſicherung entfällt, wird nach deren Gin- 
fluß auf die Arbeitsleiſtung der Mafchine, auf 
ihren Verkaufspreis, ihre Abſatz- oder Wettbewerbs⸗ 
möglichkeit berechnet. 

Nachſchrift. Trotz der im vorigen Jahre 
eingetretenen Patentgebührenerhöhung (f. Leitſatz 64, 
68) rechnet das Patentamt nach feiner jüngſten An- 
gabe für das Betriebsjahr 1921 mit einem Fehlbe⸗ 
trage von weit über neun Millionen Mark. Das 
Reich plant daher die erneute Patentgebührener— 
höhung und zwar von 5410 M. auf 8900 %. Um fo 
mehr erſcheint die oben erörterte Berückſichtigung 
des Patentertrags dei der kommenden Gebühren- 
neuregelung geboten. 


Revue der Preſſe. 


Daß auch in Amerika die Ausfuhr induſtrieller 
Artikel als für Europa lebensnotwendig gewürdigt 
wird, zeigt ein Aufſatz des Iron Age, (24. Fe 
tuar), der ſich mit 


den Ausſichten des auswärtigen Handels Europas 


beschaftigt, und in dem folgendes ausgeführt wird: 
Furopa hat zur Zeit und noch für eine Reihe von 
Jahren Mangel an Nohſtoffen und Arbeitsüberſchuß. 
0 wird daher Roohftoffe einführen und Fertigprodukte 
tusfüßren, hauptſächlich folde, die in Maſſenfabri⸗ 
Aion hergeſtellt ſind. Europa wird fidh Nahrungs- 
mittel und Rohſtoffe für ſeine Fabrikation von den 
$ „einigten Staaten verfchaffen und wird Fertig⸗ 

rikate ausführen nach Aſien, Afrika und Süd⸗ 
1 erifa, Diefe hinwiederum werden ihre Erzeugniſſe 
pA den Vereinigten Staaten ausführen und fo den 
weis ſchließen und ihre Schulden bezahlen. Europa 

th Ausfuhr treiben müſſen, um zu leben. Da 
pa ein übervölkerter Erdteil mit nur fpär- 
ja Beſitz an Naturſchätzen iſt, jo kann es ſelbſt 
N Unadtes Leben nur durch Einfuhr friſten, und 
mat mehr bedarf es ihrer, um zu Wohlſtand und 
Nhe lem Aufſtieg zu gelangen. Ich ſage ab⸗ 

lich: Einfuhr. Die lebensnotwendigen und 


Wohlſtand erzeugenden Güter, die uns in reichem 
Maße in unſern Wäldern, Feldern und Bergwerken 
zur Verfügung ſtehen, ſowie die Tropenerzeugniſſe, 
welche auch wir einführen müſſen, muß es ſich ein⸗ 
tauſchen gegen Waren, bei denen die Arbeit den 
Hauptbeſtandteil des Wertes ausmacht, und es muß 
billiger verkaufen als wir oder verhungern. Europa 
muß auf Leben und Tod (on a cut throat basis) 
Ausfuhr treiben, und unſere Klugheit darf daher 
nicht das Streben nach Vollkommenheit ſein, ausge⸗ 
nommen in den Artikeln, welche wir infolge unſerer 
natürlichen Vorteile zu gleichem oder noch billigerem 
Preiſe mit Nutzen herſtellen können. Wenn 
wir Geräte beſſer oder billiger herſtellen 
können als Europa, und zwar unter Berückſichtigung 
der Qualität und des Wechſelkurſes, ſo können wir 
weiterhin mit Nutzen Außenhandel treiben. Es 
iſt jedoch wahrſcheinlich, daß dieſer Außenhandel 
nur geringen Umfang haben und ſich hauptſächlich 
auf einige Spezialitäten erſtrecken wird. denn fo- 
bald er auf irgendeinem Gebiet einen nennenswerten, 
Umfang annimmt, jo wird Europa durch ſeine indu- 
ſtrielle Lage gezwungen, in Wettbewerb treten zu 
müſſen zu Preiſen, welche uns keinen vernünftigen, 
Nutzen mehr laſſen. Ich glaube daher nicht, daß ein 


umfangreicher und einträglicher Ausfuhrhandel in 
den marktgängigen Werkzeugmaſchinen ſich entwickeln 
kann. — Auf einen neuen Typus von Schutzaklien, 
wie ſie in letzter Zeit bei einer Reihe meiſt der 
Commerz- und Privatbank naheſtehender Geſell⸗ 
ſchaften zur Emmiſſion gekommen ſind, berichtet die 
Frankfurter Zeitung (27. April): Dieſe 
Aktien, die man wohl als 


Nachzugsaktien 


bezeichnen kann, ſind zuerſt bei der Telephonfabrik 
A.-G. vorm. J. Berliner in Hannover, ſpäter bei 
der Aktiengeſellſchaft Held und Francke Berlin und 
bei der Hackethal Draht⸗ und Kabelwerke A.⸗G. 
in Hannover zur Ausgabe gelangt. Es handelt ſich 
um Stammaktien, die mit dem Buchſtaben B. aus⸗ 
gegeben wurden, und mit mehrfachem Stimmrecht 
ausgeſtattet ſind. Sie werden dem ſie übern ehmen⸗ 
dem Konſortium zu einem beſonders günſtigen 
Kurſe überlaſſen; dafür hat das Konſortium die 
Verpflichtung, fie eine Reihe von Jahren (meiſtens 
zehn) in feinem Portefeuille zu behalten. Die 
Nachzugsaktien bekommen, nachdem an die gewohn⸗ 
lichen Stammaktien 5% Dividende verteilt worden 
ſind, auch eine Dividende von 5 ^o, der Reit des Ge- 
winnes wird gleichmäßig im Verhältnis ihres Nenn⸗ 
wertes auf beide Aktiengattungen verteilt. Der 
augenſcheinliche Nachteil, den die B-Aktionäre außer 
der zehnjährigen Sperre den A-Aktionären gegen⸗ 
über bei der Gewinnverteilung haben, iſt in den 
meiſten Fällen nur ein theoretiſcher. Da die 
B- Aktienemittierenden Geſellſchaften bis jetzt ſtets 
ſolche waren, deren Gewinn eine bedeutend höhere 
Dävid endenverteilung als eine ſolche von 5% zu⸗ 
ließ. Es muß vielmehr auf die Gefahr hingewieſen 
werden, die ſich daraus ergibt, daß die praktiſche 
Gleichartigkeit der gewöhnlichen Stammaktien und 
der B-Aktien überſehen wird. Die Gefahr bei der 
Emmiſſion dieſer Aktien, die bei Emmiſſion aller 
Aktien mit Vorzugsſtimmrecht ſich ergibt, iſt, daß 
vielleicht ohne hinreichenden Grund einer beſtimmten 
Gruppe die Herrſchaft über das Unternehmen einge⸗ 
räumt wird. Für die Vorzugsaktien kann bei künf⸗ 
tigen Stammaktienvermehrungen, anſtändigerweiſe ein 
Bezugsrecht nicht bewilligt werden. Ob aber bei 
den Stammaktien lit. B die Erteilung eines ſolchen 
Bezugsrechtes auch unterbleiben wird, muß abge⸗ 
wartet werden, und hierauf ſollten die unabhängigen 
Aktionäre ihr Augenmerk richten. Einer Zu⸗ 
ſammenſtellung der 


franzöſiſchen Bankbilanzen, 


die die Voſſiſche Zeitung 7. April) bringt, 
entnehmen wir folgendes Material. Der Abſchluß 
der Banque de Paris et des Pays-Bas verdient, als 
glänzend bezeichnet zu werden. Der Reingewinn iſt 
von 14010000 Fr. im Jahre 1919 auf 32 848 000 an⸗ 
gewachſen und erhöht ſich um den Vortrag auf 
45210000 Fr. gegen 23 619 000 Fr. im Jahre 1919. 
Die Dividende auf das von 100 auf 150 Willionen 
Franken erhöhte Kapital beträgt 65 Franken für die 
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Aktie gegenüber 50 Franken im Vorjahre. Nach 
namhaften Rüditellungen verbleibt ein Reit von 
20 73 000 Fr., der auf neue Rechnung vorgetragen 
wird. Daß die Kreditoren von 451 735 000 Fr. auf 
892 447 000 Fr. anwachſen konnten, ift ein Beweis 
für die gewaltige Ausdehnung der Geſchäfte des 
Inſtituts; aber natürlich auch ein Zeichen der unge⸗ 
heuren Inflation. Die Verwaltung des Crödit 
Lyonnais ſchlägt die Verteilung einer Dividende von 
70 Franken auf die Aktie vor, was gegenüber dem 
Vorjahre einer Aufbeſſerung um 10 Franken ent⸗ 
ſpricht. Bei dieſem Inſtitut weiſen die Gewinn⸗ 
ziffern im Vergleich mit dem Jahre 1919 eine nur 
mäßige Steigerung auf: von 36246000 Fr. auf 
39 213 000 Fr. Auf neue Rechnung werden 
4 213 000 Fr. vorgetragen. Dieſe Summe erhöht ſich 
um die Vorträge der früheren Geſchäftsjahre in 
Höhe von 10 910 000 Franken auf 15 123 000 Fr. 
Nachdem Ende Wärz d. J. eine Abſchlagszahlung 
von 30 Fr. auf jede Aktie zur Verteilung gelangt 
iſt, wird die Reſtdividende von 40 Fr., entſprechend 
der von den Aktionären des Inſtituts ſeltſamerweiſe 
gutgeheißenen Überlieferung, erſt Ende September 
d. J. zur Ausſchüttung gebracht. Die Leitung der 
Société Générale verteilt aus einem Reingewinn 
von 26 553 000 Fr. (i. B. 20 765 000 Fr.) eine Divi” 
dende von 22.50 Fr. auf jede Aktie, wodurch das 
Ergebnis des Jahres 1919 eine Aufbeſſerung um 
5 Franken erfährt. Auf neue Rechnung werden 
42444000 Fr. vorgetragen. Die Höhe der Einlagen 
und Kreditoren dieſes Inſtituts belief ſich am 31. De 
zember v. J. auf rund 5 Milliarden. um nun die 
eigenen Mittel mit dem Umfange der Verpflichtungen 
in Einklang zu bringen, hat ſich die Verwaltung fei” 
tens den am 15. November v. J. ſtattgehabten außer“ 
ordentlichen Generalverſammlung zum Ta uſch von 
je zwei der gegenwärtig beſtehenden, zur Hälfte ein 
gezahlten, alten Aktien im Nennwerte von ] 
500 Franken gegen eine neue, vollgezahlte Aktie 
in gleichem Nennwert, ſowie zur gleichzeitigen Aus“ 
gabe von 500 000 neuen, teilweiſe eingezahlten Aktien 
ermächtigen laſſen. Die Ungewißheit der jetzigen 


Verhältniſſe hat die Durchführung dieſer Rapita” 
transaktion bisher nicht ermöglicht. Der Expan 


ſionsdrang der franzöſiſchen Großbanken hat infolge 
der Ungunſt der gegenwärtigen allgemeinen Lage 
vorübergehend eine Unterbrechung erfahren, aber die 
Tendenz zur Expanſion bleibt grundſätzlich beſtehen 
und dürfte bei eintretender Beſſerung der Verhältniſſe 
neu in Erſcheinung treten. Dieſer Drang zur aus 
dehnung ift beſonders der Société Generale eigen 
trotz der zum Teil recht üblen Erfahrungen, die p 
damit vor dem Kriege gemacht hat. Sie hat für „ 
Verwaltung ihrer beſtehenden und zukünftigen aus 
ländiſchen Intereſſen die Société Generale de Banque 
pour l'Etranger et les Colonies mit einem Kapital vol 
10 Millionen, das ſeither bereits auf 25 Million 
erhöht worden iſt, ins Leben gerufen. Dagegen 00 
das Inſtitutt ſeinen Beſitz an Aktien der Sol 
Suisse de Banque et de Dépôts, wie es ſcheint, zu as 


gemeſſenen Bedingungen abgeſtoßen, weil ein ſchwei⸗ 
zeriſches Geſetz neuerdings verfügt, daß die Mehrheit 
des Verwaltungsrats jeder ſchweizeriſchen Geſell⸗ 
ſchaft ſchweizeriſcher Nationalität ſein muß. Die 
Société Générale Alsacienne de Banque hat, mit Hilfe 
des Pariſer Mutterinſtituts, ihr Kapital auf 
100 Millionen erhöht, alſo verdoppelt. Andererſeits 
hat die Société Française de Banque et de Dépôts 
deren belgiſche Filialen unter Sequeſter geſtellt 
waren, eine Kapitalsumwandlung vorgenommen, 
durch welche ihre einigermaßen kritiſche Lage wieder 
bereinigt worden ſein dürfte. Der Ber⸗ 
liner Börfen-Kurier (3. Mai) veröffentlicht 
einen 


tſchechoſlowakiſchen Wirtſchaftsbrief 


ſeines Prager Korreſpondenten, aus dem hervorgeht, 
daß die Dividendenpolitik der tſchechoſlowakiſchen 
Unternehmungen von allen Seiten ſcharf kritiſiert 
wird, Die Dividenden, die viel höher ſind als im 
vorigen Jahre, beweiſen, daß die tſchechoſlowakiſche 
Induſtrie den Preisabbau, den das übrige Europa 
in der zweiten Hälfte vorigen Jahres anbahnte, 
nicht mitgemacht hat. Wären geringere Dividenden 
ausgezahlt worden, und die Gewinne dazu ver⸗ 
wandt worden, die tſchechiſche Induſtrie durch ver⸗ 
beſſerte Technik konkurrenzfähiger zu machen, ſo hätte 
der Abfall zu den Dividenden von 1921, die viel 
geringer ſein werden, vermieden werden können. 
Das Stadium der Neugründungen hat die Induſtrie 
überwunden, trotzdem werden dauernd Kapitalser⸗ 
höhungen vorgenommen. Der Geldmarkt erleidet 
bierdurch eine gewiſſe Gefährdung, weil zum Zwecke 
der Zeichnung neuer Emmiſſionen Beſtände erſt⸗ 
klaſſiger Bank- und Induſtriewerte auf den Markt 
geworfen werden. Die gegenwärtige Abſatzkriſe be⸗ 
ſchwört dauernd das Schreckgeſpenſt allgemeiner Ar 
beitsloſigkeit herauf. Um dieſer Arbeitsloſigkeit zu 
entgehen, verſucht die Regierung die Bautätigkeit zu 
unterſtützen, findet aber wenig Gefolgſchaft bei den 
privaten Unternehmern. Der letzte Monat brachte 
der Tſchechoſlowakei 21 Inſolvenzen, darunter eine 
von 20 Millionen in der Textilinduſtrie. Die Rez 
gierung ſoll verſchiedene wirtſchaftliche und N 
Fragen, deren Löſung ſeit dem Umſturz von den jez 
weiligen Winiſterien verſucht wurde, löſen. In ger 
Hauptſache find hier zu nennen: die Einlöſung der 
Kriegsanleihen, die Bodenreform, die Sozialiſierung 
der Bergwerke und die Gaftierung der Gemeinde⸗ 
finanzen. Im Augenblick ſteht im Mittelpunkt 
des allgemeinen Intereſſes die Frage, ob die 
Tſchechoſlowakei ſich an den Sanktionen gegen 
Deutſchland wird beteiligen müſſen. Wenn ſie es tun 
wird, ſo wird ſie es ſchweren Herzens tun, da m 
dieſem Falle ein großer Teil ihrer eigenen Induſtrie 
lehr geſchädigt werden wird. Aus den Kreijen 
* Verſicherungsgeſellſchaften, wird der Deutſchen 
Allgemeinen Zeitung (3. Mai) zu der Er⸗ 
klärung, mit der das Direktorium der Reichs verſiche⸗ 
kungsanſtalt für Angeſtellte in den Streit der Mei⸗ 
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nungen eingegriffen hat, der bei dem bevorſtehenden 
Ausbau der 


Angeſtelltenverſicherung 


über die Frage: Angeſtelltenverſicherung oder Qes 
bensverſicherung entſtanden ift, geſchrieben: Von 
feiten der Reichsverſicherungsanſtalt wird erklärt, 
daß in das kommende Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 
die Befreiungsmöglichkeit für bereits lebensver⸗ 
ſicherte Angeſtellte nicht aufgenommen werde. Ge- 
mäß den Beſtimmungen des § 390 AVG. und des 
§ 5 der Novelle vom 31. Mai 1920 hierzu ergibt 
ſich jedoch die Notwendigkeit einer derartigen Be⸗ 
freiungsvorſchrift, deren Fortlaſſung heute eine viel 
ſchwerere Schädigung der in Frage kommenden An⸗ 
geſtelltenkreiſe bedeutet, als im Jahre 1911. Neichs⸗ 
geſetzliche Angeſtelltenverſicherung und Lebensver⸗ 
ſicherung haben ganz verſchiedene Ziele. Tritt der 
Verſicherungsſchutz nach dem AVG., der in der 
Hauptſache als Erſatz für durch Alter verurſachten 
Ausfall des Arbeitseinkommens in Form einer 
Rente gedacht ift, erſt nach Ablauf einer Wartezeit 
von zehn Jahren ein, ſo ſtellt die Lebensverſicherung 
einen beim Todesfall ſofort eintretenden Ver— 
ſicherungsſchutz dar. Iſt die Lebensverſicherung mit 
einer Kapitalauszahlung im Erlebensfall verbunden, 
ſo gewinnt ſie den Charakter einer Altersverſorgung, 
ohne den der Todesfalloerſicherung zu verlieren. 
Der Angeſtellte wird aljo, wenn er Familienver⸗ 
pflichtungen hat, eine Lebensverſicherung gern ab⸗ 
ſchließen, damit er im Falle ſeines Ablebens ſeine 
Hinterbliebenen einigermaßen geſichert weiß. Ju 
unferer Zeit wird es aber den meiſten Angeſtellten 
nicht möglich ſein, gleichzeitig Beiträge für die pri⸗ 
vate Lebensverſicherung und die Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung zu zahlen. Es iſt daher unbedingt zu fordern, 
daß in Fällen, in denen die Lebensverſicherung ver⸗ 
bunden wird mit der Kapitalauszahlung beim Er- 
lebensfall, Angeſtellta von den Zahlungen zur Ange- 
ſtelltenverſicherung befreit bleiben. Wie weit die 
Schiffahrt auf der Donau bereits in engliſchen Hän⸗ 
den iſt, ſchildert der Prager Korreſpondent des 
Hamburger Fremdenblattes (6. Mai) in 
einem Artikel 
Die verkaufte Donau. 

Theoretiſch hat man das Recht auf dieſes Lebeng- 
wichtige Verkehrsmittel der Tſchechoſlowakei, Oeſter⸗ 
reich, ungarn, Jugoſlawien und Rumänien über- 
laſſen. Zu Beginn dieſes Jahres erwarben jedoch 
die engliſchen Nheedereien Furmeß, Witby und 
Comp., Iwan Hunter and Co. und Barrie mit dem 
Bankhauſe Cox and Homber 51% der Aktien der 
ungariſchen Fluß⸗ und Seeſchiffahrtsgeſellſchaft und 
das To gebildete „Niver⸗Syndikat“ gründete für 
die Donau⸗Dampfſchiffahrt die „Danube Navigation 
Co.“ mit einem Aktienkapital von 1,2 Millionen 
Pfd. Sterling. Dieſe Geſellſchaft kaufte weiter 40 000 
Aktien (von 87 000 der öſterreichiſchen Dampfſchiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaft) und Aktien der Süddeutſchen, 
Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft. Das Ergebnis dieſer 


Transaktion iſt, daß die Engländer die Herrſchaft üb er 
300 Donaudampfer und 2000 Schleppkähne haben, 
die Donauſchiffahrt alſo monopoliſieren. Nur das 
Südflawiſche Dampfſchiffſyndikat, das etwa 250 
Dampfer und 1000 Kähne beſitzt, hat ſich den Eng⸗ 
ländern entgegengeſtellt. Es verſuchte, Beziehungen 
zur Bayeriſchen Donauſchiffahrtsgeſellſchaft zu be⸗ 
kommen, um mit dieſer zuſammen einen neuen Konz 
zern zu bilden. Die Aktion iſt aber von der Danube 
vereitelt worden, indem dieſe die Hälfte der Aktien 
des Süddeutſchen Lloyd ankaufte. So iſt das Sũd⸗ 
ſlawiſche Syndikat iſoliert und wird den engliſchen 
Beſtrebungen nicht lange widerſtehen können. Die 
Engländer tragen fih mit der Idee, der Vertiefung 
des Donaubettes von der Mündung bis Budapeſt 
um drei Meter, damit kleinere Seedampfer die 
Donau aufwärts paſſieren können. Die ungariſche 
Bant- und Handelsgeſellſchaft wurde zwecks Finan⸗ 
zierung des Donaubetriebes in die British and 
Hungaria Bank umgewandelt. Die im Kriege zer⸗ 
ſtörte Semleiner Brücke wird von engliſchen Unter⸗ 
nehmungen neu aufgebaut. Die engliſche Trans⸗ 
portgeſellſchaft James Queenslow u. Co. beſitzt das 
Monopol des Wagentransportes zur See nach Jugo⸗ 
ſlawien. Hat England die Macht über den Donau⸗ 
waſſerweg, ſo herrſcht Frankreich über die längs der 
Donau laufenden Eiſenbahnen und projektiert eine 
elektriſche Bahn von Paſſau bis zur Donaumündung. 
Die Dampfſchiffahrt auf dem Plattenſee hat der 
Crédit Lyonnais erworben, der ſich auch um den 
Ausbau der Häfen von Belgrad und Schabatz be⸗ 
wirbt. Den Ausbau des Budapeſter Hafens beſorgt 
die Firma Schneider⸗Creuzot, die den ungariſchen 
Bahnen ein Inveſtitionskapital von angeblich 1 Mil⸗ 
liarde Franken zur Verfügung geſtellt haben ſoll. 
} 


Umschau. 


In dem ersten Artikel 
„Goldabschreibungen“ 
des Heftes vom 27. April d. Js. hat sich ein sinn- 
störender Druckfehler eingeschlihen. Es muß auf 
der ersten Zeile der Seite 142 „ratierlichen“ Betrag, 
statt — wie es jetzt irrtümlicherweise lautet — „na- 
türlichen“ Betrag heissen. 


Druckfehlerberichtigung. 


Ben-Akiba hat wieder einmal 
Unrecht erhalten. Hugo 
Stinnes, von dem man seit Jahren nur gewohnt ist 
zu hören, dass er in diese oder jene Gruppe neu 
eingetreten ist, dass er hier oder dort im Inlande 
oder Auslande neue Unternehmungen gegründet 
hat, ist aus einer Verwaltung herausgewählt worden. 
Das ist noch nicht dagewesen, zum mindesten nicht 
in Deutschland in der Nachkriegszeit. Es geschah 
in der Generalversammlung der Hamburg -Amerika- 
Linie, in der der Vorsitzende Max von Schinckel 
kühl erklärte, dass, von den zur Wiederwahl stehenden 
Herren, Hugo Stinnes aus naheliegenden Gründen 
nicht empfohlen werden könne. Die Versammlung 
entschied demgemäß und unterstrich diese Loslösung 


fn. Stinnes-Hapag. 
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der Hapag von Stinnes noch besonders dadurch, dass 
sie neu Dr. Karl Haniel, den Führer der Gruppe der 
Gute Hoffnungshütte, einer mit Stinnes auf gewissem 
Gebiete stark konkurrierenden Gruppe, in den 
Aufsichtsrat wählte. Den Anlaß zu dieser Scheidung 
hat freilich Stinnes selbst gegeben, indem er mit 
einer Rücksichtslosigkeit, die unter Geschäftsfreunden 
nicht gerade üblich ist, seine Interessen auf die Ham- 
burg-Südamerikafahrt ausgedehnt hat, die vor dem 
Kriege ein Hauptfeld des Hapag-Konzerns war, und 
die jetzt im Zusammenhang mit der Harrimangruppe 
wieder aufgebaut werden wird. Bemerkenswert ist 
aber wohl weniger diese Rücksichtslosigkeit in der 
Geschäftsgebarung von Stinnes, die ja gerade zu 
den Eigenschaften gehört, die seine Expansion auf 
allen Gebieten gefördert hatten, als vielmehr die 
gründliche Konsequenz, die die Hapag-Verwaltung 
daraus gezogen hat. Der Name Stinnes hatte in 
den letzten Jahren in Deutschland den Beigeschmack 
der absoluten Unwiderstehlichkeit gewonnen, und 
es ist deshalb vielleicht von einer über den Einzelfall 
hinausragenden Bedeutung, dass hier die Hanse- 
atischen Rheeder einmal mit allem Nachdruck 
gezeigt haben, dass sie wohl den Wert einer Ver- 
bindung mit Stinnes zu schätzen wussten, dass sie 
aber nicht geneigt sind, sich ihm unterzuordnen und 
Rücksichtslosigkeiten von ihm schweigend zu er 
dulden. Der Irrglaube, dass die Begriffe Stinnes 
und Grossindustrie ohne weiteres identisch sind, 
ist durch das Vorgehen der Hapag, insbesondere 
auch durch die demonstrative Ersatzwahl von 
Dr. Karl Haniel, erschüttert worden. Eine Pikanterie 
dieses Konflikts besteht darin, dass die Hapag gerade 
diejenige Grossrheederei ist, die durch die Nord- 
deutsche Bank besonders eng mit der Diskonto 
Gesellschaft verbunden ist, die ihrerseits wieder 
gerade in den letzten Jahren durch die Schaffung 
der Rhein-Elbeunion, und kürzlich durch den Erwerb 
der Alpinen-Montangesellschaft, in besonders enge 
Verbindung mit der Stinnesgruppe gekommen ist- 
Sollte sich aus der Scheidung zwischen Hapag und 
Stinnes ein grösserer, sich auf Schiffahrtsinteressen 
and Auslandsinteressen erstreckender Kampf ent 
wickeln, so wird die Diskonto-Gesellschaft in eine 
eigenartige Lage bei diesem Kampfe kommen. Det 
Verlust des Aufsichtsratspostens bei der Hapaß 
spielt als solcher für Hugo Stinnes sicherlich keine 
Rolle. Ein Mann, der jeden Tag neue Verbindungen 
anknüpft, der überall in der Welt Fuß faßt, der sic, 
für das künftige russische Geschäft genau so vof 
bereitet, wie er den Anschluss an die Dollar-Millione® 
der Standard-Oil zu finden weiss, auf dessen Namen 
die ersten nach dem Kriege auf deutschen Werften 
fertiggestellten modernen Dampfer laufen, kann es 
leicht verschmerzen, auch einmal aus einer Ver 
waltung auszuscheiden, aber dieses unfreiwillige Aus? 
scheiden bedeutet eine Erschütterung des Glauben® 
an Stinnessche Allmacht. Und die Stärke diese? 
Glaubens in Deutschland, und selbst über di 
Grenzen Deutschlands hinaus, ist ein nicht zu unte 
schätzender Wegebahner der Stinnes schen Unter 
nehmungslust. 


— 


Börse und Geldmarkt. 


Die dauernde Unsicherheit der politischen Ent- 
wicklung, die durch die Kabinettskrise im Innern 
noch verschärft worden ist, hat an der Börse vor 
allen Dingen die Unternehmungslust auf allen Ge- 
bieten gehemmt. Der Valutamarkt ist in diesen 
Wochen nie ganz zur Ruhe gekommen, dagegen 
hielten sich seine Schwankungen immer insofern in 
verhältnismässig engen Grenzen, als sich eine ein- 
heitliche Tendenz nach unten oder oben nicht durch- 
Setzte, weil eben die politische Umgestaltung immer 
sowohl von der Hausse- als von Baisse Partei be- 
gründend herangezogen werden konnte. Die stärkste 
Belastungsprobe werden für den Devisenmarkt natür- 
lich erst die Tage bilden, in denen sich das Schicksal 
des Ultimatums entscheiden wird. Charakteristisch für 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“, 


Bankausweis New York. — G. . öchster 
Farbwerke, Badische Anilin- und Soda- 
fabrik, Chemische Fabriken Weiler ter 
Meer, Kalle & Co. Biebrich, Gebr. 
Böhler, Mechanische Baumwollspinnerei 
und Weberei Bayreuth. — Schluss der 
Umtauschfrist Braunschweiger Privat- 
bank, Einreichungsfrist Hannoversche 
Bank, EinteichungsfristPrivatbankGotha, 
Schluss des Bezugsrechts Mitteldeutsche 
Hartstein-Industrie, BezugsrechtsAktien- 


= spinnerei Aachen. 


Montag, | 
5 Pfingstmontag. 
16. Mai 8 


Dienstag, 
17. Mai 


Sonnabend, 
14. Mai 


— — — 
Schluß des Bezugsrechts Zuckerfabrik 


Fröbeln. 

| Reichsbankausweis, — G.- V.. Deutsche 

Kali werke, Admiralspalast A.-G., Loko- 
motivfabrik Krauss, Bayerische Spiegel- 
und Spiegelglasfabriken. Schluss 
des Bezugsreshts Sinner A- G., Bezugs- 
rechts Geraer Strickgarnfabrik Gebr. 
Feistkorn. 


Mittwoch, 
18. Mai | 


Paris. — G. - P.. Lothringer Hütten- 
und Bergwerksverein, Mülheimer Berg- 
werks-Verein, Vereinigte Kunstinstitute 
Troitzsch, Vereinigste Kunstseide- 
fabriken, Württembergische Metall- 
warenfabrik, Vereinigte Thüringische 
Salinen vorm. Gleucksche Salinen, Gehe 
& Co., H. Fuchs Waggonfabrik Heidel- 
berg, Harburger Eisen- und Bronze- 
werke. — Schluss des Bezugsrechts 
— Fritz Andree & Co, — 

| @.-V.: Accumulatorenfabrik A.-G., AUBE- 
meine Deutsche Kleinbahn-A.-G., Bremer 
| 

| 


Donnerstag, 
19. Mai 


Freitag, 


20. Mai Vulkan, Hohenzollernhütte Emden, Me- 


| tallwerke Unterweser, Kochs Adler- 
Nähmaschinen- Werke. 


3 * fl 20 ihn 
#) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über ale r 


Chligen Ereigni menden Woche Aufschluss, 
ee N von Bezugsrechten, 1 
da duidationstage und Losziehungen. Ferner finden die an in 
den = alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden, ve en 
Bro Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrifs sin Been 
Inge nisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht 


— 
Ironage- Bericht. — Bankaus weise London, 
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Bankausweis.New York. — G.- V., Katto- 
| witzer Bergbau-Gesellschaft, Stolberger 
Zinkhütten, Essener, Creditanstalt, All- 
gemeine Berliner Omnibus-Gesellschaft, 
Kaliwerk Steinförde, Sachsenwerk Licht 
| und Kraft. — Schluss des Bezugsrechts 
Telephonfabrik Berliner. 


-=_e 
| @.-V.: Terrain- Gesellschaft Frankfurter 
Chaussee. 


|| @.-V.: Strausberg-Herzfelđer Kleinbahn, 
HofbierbrauereiSchöfferhof, Lederfabrik 
Hirschberg, Siegen-Solinger Gussstahl- 
verein, Akt.-Ges. f. Verzinkerei Hilgers, 
Anhaltische Kohlenwerke, A.-G. Gladen- 
beck & Sohn, Chemische Fabrik vorm. 
Goldenberg Geromont. 


Reichsbankausweis. — @.-V.: Pank f. 
Handel u. Gewerbe Bremen, Deutsche 
Dampfschiffahrts- Ges. Hansa, Hirsch 
Kupfer- u. Messingwerke, Aktienbauver- 
ein Passage, Leipziger Immobilien-Ge- 
sellschaft, Berliner Hotel- Gesellschaft 
Terrain-Ges. am Teltow-Canal Rudow- 
Johannisthal. — Schluss des Bezugs- 
rechts Hallescher Bankverein Kulisch, 
Kaempf & Co. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — G.- P., Oberschlesische 
Eisenindustrie-A.-G., Dürener Metall- 
Werke, Deutsche Waffen- u. Munitions- 
fabriken, Kraftübertragungswerk Rhein- 
felden, Hasper Eisen- und Stablwerk. 


G. - V.: Buderussche Eisenwerke, Kost- 
heimer Cellulose- und Papierfabrik, 
Gutehoffnungshütte, Union Baugesell- 
schaft, Akt.-Ges. Weser. 


Verlosungen: 
14. Mai: 2½% Griech. Nat.-Bk. 100 Dr. 
(1912), 5°/, Russ. Reichs-Adels-Agr.- 
Bank 100 Rbl. (1889), Serb. Tabak 10 Fr. 
(1888). 15. Mai: 3% Egypt. Credit 
foncier 250 Fr. (1886, 1903, 1911), 
Freiburg v. 1902 15 Fr. (1902), 3%, 
Oest. Boden-Cr. 100 Gld. (1880), Pa- 
nama-Canal 400 Fr. (1888), 2% Stadt 
Brüssel 100 Fr. (1905), 2% Stadt Lüttich 
100 Fr. (1905). 


Sonnabend, 
21. Mai 


Montag, 
23. Mai 


Dienstag, 
24. Mai 


Mittwoch, 
25. Mai 


Donnerstag, 
26. Mai 


Freitag, 
27. Mai 


die Zurückhaltung, die die Börse und das kaufende 
oder verkaufende Publikum gegenwärtig übt, war 
unter anderm auch die Tatsache, dass die Hiobs- 
posten aus Oberschlesien am Ende der vorigen 
Woche auf die Kursgestaltung, selbst der ober- 
schlesischen Werte, einen irgendwie wesentlichen 
Einfluss nicht ausübten. 

Stärkere Beachtung am Aktienmarkt fanden vor 
allen Dingen die Braunkohlenwerte in der 
vergangenen Berichtsperiode. Hier waren zum Teil 
recht erhebliche Kurssteigerungen zu verzeichnen, 
und zwar nicht nur für einzelne Papiere, wie für die 
Aktien der Phönix A.-G. für Braunkohlenver- 
wertung, bei denen man Interessenkäufe aus dem 
Erdöl-Konzern beobachtet haben wollte, sondern auch 
für die meisten anderen Braunkohlenaktien. Die Kal- 
kulation der Spekulanten dürfte dahingehen, dass, 
je schwieriger die Steinkohlenversorgung, sei es nach 
der Besetzung des Ruhrreviers, sei es nadı dem In- 
krafttreten neuer Leistungsbelastungen, sich gestalten 
wird, desto günstiger die Aussichten der Braunkohlen- 
industrie werden. Die Umstellung von Werken der 
verarbeitenden Industrie auf Braunkohlenfeuerung 
nimmt immer noch an Umfang erheblich zu un d 


sichert damit den Braunkohlenwerken dauernde 
Kunden. Darüber hinaus aber wird auch der tech- 
nische Fortschritt auf dem Gebiete der Oelgewinnung 
aus Braunkohle das Interesse für Braunkohlenwerte 
vermutlich noch lange Zeit wachhalten. Die Braun- 
kohlenhausse ist somit ein besonderer Ausschnitt 
aus dem grossen Kapitel der Katastrophenhaussen. 

Der Reichsbankausweis vom 30. April zeigte 
nach einigen freundlicheren Vorgängen wieder mit 
grosser Eindringlichkeit eine ausserordentlich uner- 
freuliche Tendenz der Bewegung des Banknotenum- 
laufs. Für nahezu 2,5 Milliarden M. in neuen Noten 
sind in der letzten Aprilwoche in den Verkehr geströmt. 
Der Banknotenumlauf allein betrug 70,84 Milliarden 
Mark, dazu kommt noch ein Umlauf von 9,5 Milli- 
arden M. Darlehnskassenscheinen, d. h. im ganzen 
über 80 Milliarden M. Papierumlauf. Diese starke 
Anspannung war wesentlich wieder auf das Kredit- 
bedürfnis der Reichsfinanzverwaltung zurückzuführen. 
Wir haben also jetzt bereits ein, mit Unterbrechungen, 
ständiges Anschwellen der Notenflut, obwohl die 
Belastungen mit Reparationsleistungen noch kleinere 
Teile sind im Verhältnis zu dem, das nach dem 
neuen Plan der Entente freiwillig oder zwangsweise 
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von Deutschland in den kommenden Jahren geleistet 
werden muss. Man muss sich immer vergegen- 
wärtigen, dass selbst eine Jahresleistung von an- 
fangs 2,5 bis 3 Milliarden Goldmark sich im Innern 
übersetzen würde in mindestens 25 bis 30 Milliarden 
Papiermark, und dass für diese Leistung an eine 
Deckung im Reichsbudget, das ohnehin noch ein 
grosses Loch hat, nicht zu denken ist. Wenn man 
das berücksichtigt, so wird man sich auch weiter 


darüber klar sein müssen, dass jede Regelung der 


Reparationsfrage solange eine absolute Unzuläng- 
lichkeit darstellen muss, wie der Reparationsplan 
unverbunden bleibt mit neuen Mitteln der finanziellen 
Sanierung des Reichs. Das Finanzprogramm sollte 
deshalb bei einer Neubildung des Kabinetts keine 
geringere Rolle spielen, als die brennenden Fragen 
der Aussenpolitik. Denn ohne äusserste Anspannung 
der Energien zur Aufbringung neuer Mittel für die 
Reichskasse werden alle Unterschriften, die für Re- 
parationsforderungen gegeben werden, nur kurze 
Zeit eine Wirkung ausüben, sie werden ohne Fort- 
schritte der Finanzgebahrung die Krise niemals 
überwinden, ja kaum noch lange vertagen helfen. 
Justus. 


Warenmarktpreise im April 1921. 


a ee es: 2 29. 
| | | | 
Mais Chicago ee m DIE 593], 56 5 %% SGA zcts. per bushe 
Kupfer, standard London 6975 — 69 69% 70% E per ton 
Kupfer, electrolyt London 73704 78) 12 72½ | 722%, E per ton 
Zink London 25 257% 26 260 a Ee £ per ton 
Zinn London Zt a | ET 1595/, 1607/g 168 ¾8 171 Eu per ton 
Blei e rer 8 W 2011/16 20% 2 per en 
Aluminium London „ 150 150 150 150 150 £ per ton 
Quecksilber London . . . 12¼½—12¼ʃ12½—12¾2½—12¼ 11% 111/ Eper Flasche 
Weissblech London 27/0 270 | 28/0 28/0 28/0 sb/d per ton 
Silberakondon m e m a 32½ 33% 338% 34½ 34% d per Unze 
Sehmalge nee 8 11,05 9,971], 9,77½ 9,50 9,50 Doll. per 100 Pfd. 
Kaffee Nr. 1 New Vork GER 65/16 Eia 6 515/, | cts. per Pfd. 
Baumwolle loco New York . 12,00 11,85 | 12,30 12,10 12,35 cts. per Pfd. 
Baumwolle loco Liverpool . : 7,78 7,56 7,94 7,79 7,70 d per Pfd. 
Petroleum stand. white New York . 19,50 18,50 18,50 18,50 18,50 cts. per Gallone 


Antworfen des Herausgebers. 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzllich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen 
sowie über die Qualität von Wertpapieren. Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen 
und eventuell nach. eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. Die Auskuniterteilung ist jedoch 


eine durchaus freiwillige Leistung des 


E. G. Berlin. Anfrage: Ich wäre Ihnen 
sehr zu Dank verbunden, wenn Sie mir mitteilen 
würden, in welchen Verlagsanstalten die Schmalen- 
bachsche und die Nicklische Zeitschrift erscheinen. 

Antwort: Die Zeitschrift für Handels- 
wissenschaftliche Forschung herausgegeben von Dr. 
E. Schmalenbach, Prof. der Betriebswirtschaftslehre 
an der Universität Köln, erscheint im Verlage von 
G. A. Glöckner, Leipzig. Die Zeitschrift für Handels- 
wissenschaft und Handelspraxis. Herausgegeben von 
Prof. Dr. E. Heilfron, Prof. Dr. Nicklish u. A. er- 
scheint im Verlage Carl Ernst Poeschel, Stuttgart. 

A. H. Leipzig. Anfragen: 1) Sind die Aus- 
sichten für einen tüchtigen deutschen Bankbeamten, 
23 Jahre alt, in Mailand günstig. 2a) Wie ist zur 
Zeit die Bezahlung der Bankbeamten in Mailand an 
den Lebensverhältnissen gemessen. 2b) Welches Ein- 
kommen in Lire würde ungefähr einem Einkommen 
in einer deutschen Großstadt von 15000 M. entsprechen? 


Herausgebers, für die er kein vertragliches Obligo übernimmt. 


Antwort: Zu 1) Die Aussichten auf einen 
Posten in Mailand für einen tüchtigen deutschen 
Bankbeamten sind zur Zeit nicht ungünstig. Natürlich 
wird Kenntnis der italienischen Sprache verlangt 
Je mehr Sprachen ein Bankbeamter ausser italienisch 
noch kennt, desto vorteilhafter ist es für ihn. 
Zu 2a) Die Bezahlung der Bankbeamten in 
Mailand ist eine verhältnismässig gute. Zu 2b) 
Diese Frage lässt sich schwer beantworten. Nach den 
von mir eingezogenen Erkundigungen kann ein 
Bankbeamter mit Sprachkenntnissen mindestens 
600 Lire monatlich verlangen. Es gibt jedoch Banken, 
die befähigten Beamten schon ein viel höhere® 
Anfangsgehalt bewilligen. Ob ein Einkommen von 
7 8000 Lire einem solchen von 15000 M. in eine! 
deutschen Grossstadt entsprechen würde, konnte 
mein Gewährsmann nicht beurteilen. Eine einfache 
Pension bei einer Familie in Mailand kostet un 
gefähr 600 Lire monatlich. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Fritz Naphtali-Berlin. 
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